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Die Kleine Anfrage beantworte ich im Namen der 
Bundesregierung wie folgt: 


1. Warum wurde die Übergangsregelung für vor 
dem 1. Januar 1971 gestellte Anträge auf 
Grenzlandsonderabschreibungen von der Bun- 
desregierung ursprünglich so eingeschränkt, 
daß Verluste nur durch Abschreibungen auf 
solche Wirtschaftsgüter entstehen durften, die 
vor dem 31. Dezember 1972 angeschafft oder 
hergestellt werden? 

Zur Förderung der Investitionstätigkeit im Zonen- 
randgebiet wurden seit 1953 auf Grund von Ver- 
waltungsanweisungen, die auf § 131 der Reichs- 
abgabenordnung beruhten, Sonderabschreibungen 
gewährt. Da diese Verwaltungsanweisungen nach 
dem Urteil des Bundesfinanzhofs vom 9. Juli 1970 
(BStBl. II S. 696) über eine Billigkeitsmaßnahme i. S. 
des § 131 der Reichsabgabenordnung hinausgehen 
und daher ohne Rechtsgrundlage sind, wurden diese 
Förderungsmaßnahmen durch § 3 des Zonenrand- 
förderungsgesetzes vom 5. August 1971 (BGBl. I 
S. 1237) auf eine gesetzliche Grundlage gestellt. 
Diese unterscheidet sich von den bisherigen Ver- 
waltungsregelungen insbesondere dadurch, daß sie 
eine Klausel enthält, nadi der die Inanspruchnahme 
von Sonderabschreibungen insoweit ausgeschlossen 
ist, als sie zur Entstehung oder Erhöhung von Ver- 
lusten führen würde. Um zu verhindern, daß durch 


diese Einschränkung, die zur Vermeidung von ver- 
teilungs- und vermögenspolitisch unerwünschten 
; Auswirkungen erforderlich war, schädliche Aus- 
wirkungen auf die Investitionstätigkeit im Zonen- 
randgebiet eintreten, ist im Oktober 1970 eine über- 
I gangsregelung getroffen worden. Sie sieht vor, daß 
I in Fällen, in denen die Antragstellung bis zum 
31. Dezember 1970, dem Zeitpunkt des Wirksam- 
werdens der neuen gesetzlichen Regelung, erfolgte, 
die bisherigen Verwaltungsregelungen weiter anzu- 
i wenden sind. Sie gilt für Wirtschaftsgüter, die vor 
dem 1. Januar 1973 geliefert oder fertiggestellt 
werden. 

Diese Befristung wurde gewählt, weil im Zeitpunkt 
des Erlasses der Übergangsregelung angenommen 
werden konnte, daß die damals eingeleiteten Inve- 
stitionsprojekte bis zum Ablauf dieser Frist abge- 
schlossen werden können. Andererseits ist hierbei 
berücksichtigt worden, daß durch eine zu großzügige 
Bemessung der Frist ein unerwünschter Anreiz zur 
Stellung von Vorratsanträgen für neue Investitions- 
vorhaben ausgelöst worden wäre, für die dann noch 
für längere Zeit Sonderabschreibungen in ver- 
teilungs- und vermögenspolitisch unerwünschter 
Weise hätten geltend gemacht werden können. 


2. Trifft es zu, daß aufgrund dieser Einschränkung 
die Bauaufträge für große Fremdenverkehrs- 
projekte im Zonenrandgebiet, z. B. Sibyllen- 
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bad im Landkreis Tirschenreuth, möglichst 
schnell, z. T. sogar unter einem unvertretbaren 
Zeitdruck vergeben werden mußten? Wann 
sind die dadurch aufgetretenen Schwierigkeiten 
der Bundesregierung erstmals bekannt ge- 
worden? 

Warum wurde die Fertigstellungsfrist nicht so- 
fort nach Bekanntwerden dieser Schwierig- 
keiten bis zum 31. Dezember verlängert? 

Es ist nicht auszuschließen, daß die Befristung der 
Übergangsregelung bei der Vergabe von Bauauf- 
trägen im Einzelfall zu einem gewissen Zeitdrude 
geführt hat. Das gilt jedoch weniger für die Projekte, | 
bei denen sich die Vorarbeiten und die Planung bei i 
Erlaß der Übergangsregelung bereits in einem fort- j 
geschrittenen Stadium befanden und deren Fertig- I 
Stellung durch die Übergangsregelung deshalb vor- 
rangig sichergestellt werden sollte, als vielmehr für 
neue Projekte, mit denen erst nach Erlaß der Über- 
gangsregelung begonnen wurde. Zu Auskünften 
über bestimmte Einzelprojekte sieht sich die Bundes- 
regierung im Hinblick auf die Verpflichtung zur 
Wahrung des Steuergeheimnisses nicht in der Lage. 

Der Bundesregierung ist erstmals im Frühjahr 1971 
bekanntgeworden, daß eine größere Zahl von In- 
vestitionsvorhaben im Zonenrandgebiet bis zum 
Ablauf der Übergangsregelung nicht fertiggestellt 
werden können. Es ist deshalb bereits in der Sitzung 
mit den Einkommensteuerreferenten der obersten 
Finanzbehörden der Länder am 21. bis 23. April 1971 
eine Verlängerung dieser Frist erörtert worden. 
Wegen der besonderen politischen Bedeutung der 
Frage hielten es die Einkommensteuerreferenten 
jedoch für erforderlich, die Entscheidung hierüber 
den Finanzministern des Bundes und der Länder 
selbst zu überlassen. Die Frage ist daraufhin in der 
Finanzministerkonferenz am 29. April 1971 beraten 
worden. Eine Verlängerung der Frist wurde in die- 
ser Sitzung von den Finanzministern mit großer 
Mehrheit abgelehnt. Dieser Beschluß ist erst in der 
Finanzministerkonferenz am 21. Januar 1972 aufge- 
hoben worden. Im Hinblick auf die verstärkten 
Schwierigkeiten, zu denen die Befristung der Über- 
gangsregelung insbesondere auf dem Bausektor im 
Zonenrandgebiet geführt hatte, haben sich die 
Finanzminister in dieser Sitzung für eine Verlänge- 
rung der Auslauffrist für die Übergangsregelung um 
ein Jahr, also bis 31. Dezember 1973, ausgesprochen. 
Der Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen hat 
diesem Beschluß mit Schreiben vom 9. Februar 1972 
zugestimmt und die obersten Finanzbehörden der 
Länder gebeten, danach zu verfahren. Eine frühere 
Verlängerung der Frist war der Bundesregierung 
nicht möglich, weil es sich bei der Übergangsrege- 
lung um eine Verwaltungsmaßnahme der Länder 
handelt, die nur mit ihrem Einvernehmen geändert 
werden konnte. 


3. Für wie viele solche Fremdenverkehrsprojekte 
(siehe Nummer 2) wurde bisher bei den 
Zonenrandländern ein Antrag auf Förderung 
aus Mitteln der Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 


gestellt? Kann die Bundesregierung die zu 
erwartende Investitionssumme und die voraus- 
sichtliche Höhe der beantragten Investitions- 
zuschüsse nennen? Ist es richtig, daß die den 
Zonenrandländern zur Erfüllung der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur" im Haushaltsjahr 1972 
zur Verfügung stehenden Mittel nicht an- 
nähernd ausreichen, um die Errichtung oder 
Erweiterung von gewerblichen Produktions- 
betrieben und die Errichtung und Erweiterung 
von Fremdenverkehrsbetrieben ausreichenci 
fördern zu können? 

Wird aus diesem Grunde die Bundesregierung 
die für das Haushaltsjahr 1973 vorgesehenen 
Mittel zur Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur" wesentlich erhöhen? 

Bei den Zonenrandländern wurden bisher 48 An- 
träge auf Förderung von Fremdenverkehrsgroß- 
projekten aus Mitteln der Gemeinschaftsaufgabe ge- 
stellt. Die hierbei vorgesehenen Investitionen be- 
laufen sich auf ca. 1500 Mio DM, wofür der Investi- 
tionszuschuß bei voller Förderung dieser Projekte 
ca. 75 Mio DM betragen würde. 

Die im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe zur Ver- 
fügung stehenden Mittel werden von zwei der vier 
Zonenrandländer als nicht ausreichend bezeichnet. 
Allgemein muß man davon ausgehen, daß die För- 
derungsmittel trotz erheblicher Erhöhungen im 
Laufe der letzten Jahre nach wie vor knapp sind und 
bleiben werden. Diese Knappheit zwingt anderer- 
seits zur sorgfältigen Auswahl der besonders förde- 
rungswürdigen Vorhaben. 


4. In welcher Höhe kommen Bundesbürgschaften 
für Fremdenverkehrs- bzw. Bäderprojekte im 
Zonenrandgebiet, z. B. Sibyllenbad, in Frage, 
falls alle notwendigen Bürgschaftsvoraus- 
setzungen erfüllt sind? 

Nach dem Inkrafttreten des Rahmenplanes der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur für den Zeitraum 1972 bis 1975'' 
übernimmt der Bund gegenüber Unternehmen keine 
Bürgschaften mehr, die das Ziel haben, die regionale 
Wirtschaftsstruktur in den Fördergebieten zu ver- 
bessern. Er beteiligt sich allerdings an den entspre- 
chenden Landesbürgschaften innerhalb der im 
Rahmenplan festgelegten jeweiligen Bürgschafts- 
plafonds mit einer globalen Garantie von 50 v. H. 
Die Verpflichtung des Bundes ist jedoch auf 2,5 Mio 
DM je Einzelfall und Jahr beschränkt. 

Nach dem Rahmenplan können auch gewerbliche 
Fremdenverkehrs- bzw. Bäderprojekte im Zonen- 
randgebiet mit Bürgschaftshilfen gefördert werden. 
Die Durchführung des Rahmenplanes ist Aufgabe 
der Länder, auf deren Entscheidung im Einzelfall 
- also in der Frage, ob das Land Bayern das Projekt 
Sibyllenbad in die Förderung einbezieht - der Bund 
keinen Einfluß nimmt. 

Die Länder haben im übrigen - im Gegensatz zum 
Bund - rechtlich die Möglichkeit zur Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur der Förder- 
gebiete neben den Bürgschaften im Rahmen der 
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Gemeinschaftsaufgabe auch reine Landesbürg- 
schaften zu gewähren. 


5. In wie vielen Fällen konnten die Zonenrand- 
länder die Höchstsätze der Hilfen für die Er- 
richtung, Erweiterung, Umstellung und Ratio- 
nalisierung von Fremdenverkehrs- und Ge- 
werbebetrieben nach den Richtlinien für das 
regionale Förderungsprogramm der Bundes- 
regierung, gültig ab 1. August 1969 bzw. nach 
den ab 1. Januar 1971 geltenden Richtlinien 
mangels fehlender Mittel nicht gewähren? 

In der Regionalförderung wurde zu keiner Zeit an- 
gestrebt, die in den Förderungsrichtlinien genannten 
Höchstsätze möglichst oft zu gewähren. Vielmehr 
werden die stets knappen Mittel so verplant, daß 
ein Maximum an Förderungseffizienz erreicht wird. 
Quantitative Angaben zu Förderungsfällen, bei 
denen die Höchstsätze nicht gewährt werden muß- 
ten, stehen den vier Zonenrandländern in aufbe- 
reiteter Form nicht zur Verfügung. 


6. In wie vielen Fällen können Anträge auf 
Hilfen für die Errichtung und Erweiterung von 
gewerblichen Produktionsbetrieben im Zonen- 
randgebiet, bezogen auf übergeordnete Schwer- 
punktorte und Schwerpunktorte, im Haushalts- 
jahr 1972 von den Ländern voraussichtlich 
nicht in voller Höhe, d. h. mit 15 bzw. 25 v. H. 
der Investitionskosten bedient werden? 

Wird die Bundesregierung künftig die Ge- 
währung von Investitionszuschüssen im Nach- 
hinein gestatten, falls die in die Gesamtfinan- 
zierung der Investition eingeplanten Darlehen 
der Bundesanstalt für Arbeit nicht zur Ver- 
fügung stehen? 

Was wird die Bundesregierung tun, um sicher- 
zustellen, daß insbesondere mittelständische 
Unternehmen das nach dem Gemeinschaftsauf- 
gabengesetz vorgesehene Höchstmaß der För- 
derung auch tatsächlich erhalten? 

Hierüber ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt keine 
Aussage möglich, da noch nicht sämtliche Anträge 
der gewerblichen Wirtschaft zur Errichtung und Er- 
weiterung von Produktionsbetrieben im Zonenrand- 
gebiet für das Jahr 1972 gestellt worden sind und 
somit das Investitionsvolumen, das für eine Förde- 
rung in Frage kommt, noch nicht feststeht. 

Die Bundesanstalt für Arbeit beteiligt sich vorerst 
wegen ihrer Haushaltslage nicht an der gemein- 
samen regionalen Wirtschaftsförderung von Bund 
und Ländern. Daher werden Darlehen der Bundes- 
anstalt nicht mehr in die Finanzierung von Investi- 
tionsvorhaben eingeplant. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Länder 
nicht immer die im Rahmenplan möglichen Förde- 
rungshöchstsätze gewähren. Dies liegt durchaus im 
Sinne der regionalpolitischen Förderungsgrundsätze, 
die eine nach Art und Dringlichkeit des Vorhabens 
differenzierte Bemessung der öffentlichen Hilfen 
vorsehen. Daher sind die einzelnen Präferenzen im- 
mer nur als Obergrenzen der Förderung definiert, 
um die nur beschränkt verfügbaren Mittel möglichst 


vielen Investitionsvorhaben der gewerblichen Wirt- 
schaft und der Infrastruktur zugute kommen zu 
lassen. Auf diese Weise wird ein möglichst hoher 
Förderungseffekt entsprechend der strukturpoli- 
tischen Bedeutung und gemäß den Grundsätzen 
einer sparsamen Haushaltsführung angestrebt. Die 
Bundesregierung sieht keinen Anlaß, auf eine 
Änderung dieser sinnvollen Praxis hinzuwirken. 


7. In welchen übergeordneten Schwerpunktorten 
außerhalb des Zonenrandgebietes wurden 
Hilfen für die Errichtung von gewerblichen 
Produktionsbetrieben in Höhe von 20 v. H. 
der Investitionskosten gewährt? 

Ist dieser Präferenzvorsprung gegenüber dem 
überwiegenden Teil des Zonenrandgebietes mit 
den politischen Absichtserklärungen von Bun- 
destag und Bundesregierung über die Priorität 
der Zonenrandförderung vor der Förderung 
anderer Gebiete (außer Berlin) noch vereinbar? 


Für die Errichtung von gewerblichen Produktions- 
betrieben wurden in folgenden übergeordneten 
Schwerpunktorten außerhalb des Zonenrandgebietes 
Hilfen in Flöhe von 20 Vo der Investitionskosten 
gewährt: 


in Bayern; 
in Hessen: 
in Niedersachsen: 


in Nordrhein-Westfaien: 
in Rheinland-Pfalz: 


im Saarland: 


in Schleswig-Holstein: 


Neumarkt i. d. Opf. 

Alsfeld 

Cuxhaven 

Emden 

Lingen 

Wilhelmshaven 

Alsdorf 

Kaiserslautern 

Trier 

Wittlich 

Zweibrücken 

Sankt Wendel 

Neunkirchen/Saar 

Sankt Ingbert/Sulzbach/ 

Saar 

Brunsbüttel 


Bei diesen übergeordneten Schwerpunktorten außer- 
halb des Zonenrandgebietes kann von einem Prä- 
ferenzvorsprung gegenüber dem Zonenrandgebiet 
keine Rede sein, da im Zonenrandgebiet gelegene 
übergeordnete Schwerpunkt orte und Schwerpunkt- 
orte in unmittelbarer Nähe der Zonengrenze mit 
Hilfen bis zu 25 Vo der Investitionskosten gefördert 
werden können. Dazu kommen im Zonenrandgebiet 
noch weitere Vergünstigungen, vor allem Sonder- 
abschreibungen mit einem geschätzten Subventions- 
wert zwischen 9 bis 16 Vo. Die Bundesregierung wird 
auch weiterhin sorgfältig beobachten, ob der Präfe- 
renzvorsprung des Zonenrandgebietes im Hinblick 
auf dessen besondere Situation ausreichend ist. 


8. Warum hat die Bundesregierung bei der 
Schaffung von übergeordneten Schwerpunkt- 
orten im Zonenrandgebiet im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur” nicht bevorzugt 
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jene Stadt- und Landkreise im Zonenrand- 
gebiet berücksichtigt, die in ihrer Entwicklung 
besonders zurückgeblieben sind oder in denen 
ein Zurückbleiben hinter der allgemeinen Ent- 
wicklung besonders stark zu befürchten ist? 

Nach dem Schwerpunktprinzip sollen durch eine 
räumliche Konzentration der Förderung auf Schwer- 
punktorte besonders starke und schnell wirkende 
Anreize zur Hebung der Wirtschaftskraft geschaffen 
werden, die dann den umliegenden in ihrer wirt- 
schaftlichen Entwicklung zurückbleibenden oder zu- 
rückzubleiben drohenden Gebieten zugute kommt. 

Daher wurden in Abstimmung mit den Bundes- 
ländern solche Orte als übergeordnete Schwerpunkt- 
orte ausgewählt, die hierfür gewisse Voraussetzun- 
gen aufweisen und die eine Gewähr dafür bieten, 
daß durch die Förderungspräferenzen das gesteckte 
Ziel erreicht wird. Im übrigen gibt es im Zonenrand- 
gebiet neben zwölf übergeordneten Schwerpunkt- 
orten noch 19 sogenannte E-Schwerpunkte, davon 
allein 13 in Bayern, die aufgrund extremer Zonen- 
randlage auch mit dem Höchstsatz von 25 Vo ge- 
fördert werden können. Die in der Frage enthaltene 
Behauptung, besonders förderungsbedürftige Ge- 
bietsteile seien nicht bevorzugt worden, kann nicht 
bestätigt werden. 


9. Welche Stadt- und Landkreise des Zonenrand- 
gebietes weisen — bezogen auf die letzten 
zehn Jahre — die höchsten Abwanderungs- 
und Arbeitslosenquoten auf? 

Die höchsten Abwanderungsquoten - bezogen auf 
die letzten zehn Jahre - wiesen Braunschweig-Stadt, 
Eschwege und Bamberg-Stadt auf. Die Frage nach 
Arbeitslosenquoten für Kreise ist für einen Refe- 
renzzeitraum von zehn Jahren nicht zu beantworten, 
weil eine Zählung nach Kreisen erst ab 1968 vor- 
liegt. 


10. Wie hat sich der Anteil der Bundesförder- 
gebiete am gesamten Bundesgebiet (einschließ- 
lich Berlin) seit 1965 entwickelt? Welchen An- 
teil erhielt das Zonenrandgebiet seit 1965 pro 
Haushaltsjahr aus den Gesamtmitteln des 
Bundes für die regionale Wirtschaftsförderung? 
Wie bewertet die Bundesregierung die Auf- 
fassung prominenter Wirtschaftler und Kom- 
munalpolitiker, daß durchschlagende Erfolge 
für die am schwächsten entwickelten Gebiete 
nicht zu erwarten sind, solange, wie in der 
Gegenwart nahezu 60 v. H. des Bundes- 
gebietes Fördergebiet ist und die Präferenzen 
für die besonders schwachen Gebiete kaum ins 
Gewicht fallen? 

Der Anteil der Bundesfördergebiete am gesamten 
Bundesgebiet betrug 1965 nach der Fläche 40% und 
nach der Bevölkerung 19 %; er erhöhte sich 1969, als 
im Zusammenhang mit dem Investitionszulagen- 
gesetz die sogenannten Splitterkreise anerkannt 
wurden, auf 44 % der Fläche bzw. 21 % der Bevölke- 
rung und blieb danach unverändert. Ab 1969 wur- 


den bei der Aufstellung Regionaler Aktionspro- 
gramme Bundesfördergebiete und Landesförder- 
gebiete - letztere in reduziertem Umfang - in der 
Planung zusammengefügt. Nach Übernahme der 
Regionalen Aktionsprogramme in die Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" beträgt heute der Anteil der För- 
dergebiete 59% der Fläche bzw. 34 ^/o der Bevölke- 
rung des Bundesgebietes. Dieser Anteil ist niedriger 
als die Summe der Bundes- und Landesfördergebiets- 
anteile des Jahres 1965, mit der ein sinnvoller Ver- 
gleich allein möglich ist. 

Den Ländern wurden die Anteile am Regionalen 
Förderungsprogramm nicht nach Zonenrandgebiet 
und übrige Gebiete getrennt zugewiesen. Wie nach- 
stehend bei der Beantwortung der Frage 1 1 erklärt, 
ist das Zonenrandgebiet bei der Errechnung des 
Anteils mehrfach gewichtet worden. Überprüfungen 
einiger Programme zeigten, daß der Anteil des 
Zonenrandgebietes mindestens 60% des Haushalts- 
ansatzes des Regionalen Förderungsprogramms be- 
trägt. Hinzu kommen Mittel aus dem 2. Konjunktur- 
programm der Jahre 1967/68 und des Gemeinsamen 
Strukturprogramms (Ruhr, Saar, Zonenrandgebiet, 
Bundesausbaugebiete und -orte) der Jahre 1968 bis 
1970. Es ergibt sich folgendes Bild: 


Jahr 

Gesamtbetrag 
Mio DM 

Anteil 

des Zonenrandgebietes 
Mio DM 

1965 

169,0 

101,4 

1966 

170,5 

102,3 

1967 

220,5 

131,5 

1968 

270,5 

148,6 

1969 

383,8 

247,8 

1970 

338,8 1) 

192,7 

1971 

323,8 2) 

181,6 

1972 

373,8 3) 

184,6 


ü hinzu kommen 75 Mio DM für das Saarland 
-) hinzu kommen 50 Mio DM für das Saarland 
3) Der Betrag setzt sich zusammen aus 266 Mio DM für 
die Gemeinschaftsaufgabe, 57,8 Mio DM für beim Bund 
verbleibende Aufgaben, 50 Mio DM Gemeinsames 
Strukturprogramm. 

Die in der Frage behauptete Auffassung prominenter 
Wirtschaftler und Kommunalpolitiker ist der Bun- 
desregierung in dieser Form unbekannt. Sie wurde 
auch durch die großen Förderungserfolge der letzten 
drei Jahre widerlegt. Durch die Einführung des 
Schwerpunktprinzips, d. h. die räumliche Konzen- 
tration der Förderung auf bestimmte Orte, bildet die 
Fläche die - notwendige - Kulisse für die Förde- 
rungsmaßnahmen. Durch die räumliche Konzentra- 
tion werden die für wirtschaftsschwache Gebiete 
Vorgesehenen Präferenzen erst wirkungsvoll, im 
Gegensatz zu dem früher praktizierten Gießkannen- 
prinzip, der undifferenzierten Förderung in der 
Fläche. 


11. Ist die Bundesregierung bereit, für das Zonen- 
randgebiet unter Berücksichtigung der besonde- 
ren Situation der Gebiete mit hohen Arbeits- 
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losen- und Abwanderungszahlen künftig zu- 
sätzliche Haushaltsmittel einzusetzen, damit in 
den besonders zurückgebliebenen Gebieten des 
Zonenrandgebietes den Gemeinden und der 
Wirtschaft zu besonders günstigen Bedingun- 
gen geholfen werden kann? Wird die Bundes- 
regierung für diesen Zweck auch zusätzliche 
ERP-Programme bereitstellen? Kann die Exi- 
stenzgründung besonders gefördert werden? 

Durch Beschluß des Planungsausschusses der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur" über den ersten Rahmenplan 
wurde u. a. auch der bis dahin für das Regionale 
Förderungsprogramm der Bundesregierung gültige 
Mittelverteilungsschlüssel in die Gemeinschaftsauf- 
gabe übernommen. Dieser Schlüssel begünstigt das 
Zonenrandgebiet in mehrfacher Weise: Schon vor 
1965 wurden nämlich die Mittel des Regionalen 
Förderungsprogramms zur einen Hälfte auf das 
Zonenrandgebiet nach einem Schlüssel aufgeteilt, 
der Bevölkerungszahl und Länge der Grenzlinie be- 
rücksichtigt; die andere Hälfte nach der Kopfzahl der 
in den Bundesausbaugebieten lebenden Menschen, 
wodurch also die Bevölkerung in Stadt- und Land- 
kreisen, die sowohl zum Zonenrandgebiet wie auch 
zu den Bundesausbaugebieten zählten, doppelt be- 
rücksichtigt wurde. Schließlich kamen im Jahre 1965 
30 Mio DM als Vorabbetrag für das Zonenrand- 
gebiet hinzu, die seitdem jährlich den vier Zonen- 
randländern für die Finanzierung besonderer Maß- 
nahmen im Zonenrandgebiet zur Verfügung gestellt 
werden. Diese mehrfache Gewichtung der Sonder- j 
Probleme des Zonenrandgebietes wurde auch beibe- | 
halten, als die vom Bund zur Verfügung gestellten | 
Förderungsmittel ab 1967 mehrfach erhöht wurden; i 
sie führt noch heute dazu, daß die vier Zonenrand- | 
länder - Schleswig-Holstein, Niedersachsen, Hessen 
und Bayern - reichlich 70 Vo der gesamten in der 
Gemeinschaftsaufgabe verplanten Mittel erhalten. 
Diese vier Länder beabsichtigen gemäß Rahmenplan, 
von den Mitteln der Gemeinschaftsaufgabe 240 Mio 
DM jährlich für Vorhaben im Zonenrandgebiet zur 
Verfügung zu stellen. Diese hohen Beträge gestatten 
es auch, dem Zonenrandgebiet nach wie vor die nach 
Regelungen des Rahmenplans möglichen günstigeren 
Förderungsbedingungen einzuräumen. Die Bundes- 
regierung beabsichtigt gegenwärtig nicht, dem Pla- 
nungsausschuß eine Änderung dieses Länderschlüs- 
sels vorzuschlagen. 

Auch die Bundesanstalt für Arbeit hat in den letzten 
Jahren bedeutende Mittel für die Förderung des 
Zonenrandgebietes zur Verfügung gestellt. 

Zusätzliche ERP-Programme für das Zonenrand- 
gebiet sind von der Bundesregierung nicht vorge- 
sehen. Sie trägt vielmehr den besonderen Bedürf- 
nissen in diesen Gebieten durch einen um 1 Vo 
günstigeren Zinssatz gegenüber den übrigen Förder- 
gebieten im Rahmen des ERP-Programms Rechnung. 
Der Förderung der Gründung selbständiger Exi- 
stenzen von Nachwuchskräften mißt die Bundes- 
regierung große Bedeutung bei; die vom ERP- 
Sondervermögen für Kredite für diesen Zweick be- 
reitgestellten Mittel sind in den letzten Jahren stets 
überproportional erhöht worden. 


12. Können in Ausnahmefällen auch kreditwürdige, 
gemeinnützige Vereine im Zonenrandgebiet, 
die praktisch kommunale Aufgaben erfüllen, 
die z. B. den Bau von Naherholungszentren 
durchführen, öffentlich gefördert werden? 

Nach dem Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
werden zwar vorzugsweise Gemeinden und Ge- 
meindeverbände beim Ausbau der Infrastruktur ge- 
fördert, es können aber auch juristische Personen 
gefördert werden, die nicht auf Gewinnerzielung 
ausgerichtet sind. 

Grundsätzlich können im Rahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe nur die im Gesetz aufgezählten wirt- 
schaftsnahen Infrastrukturmaßnahmen gefördert 
werden, zu denen der Bau von Naherholungszentren 
nicht gehört. Wegen der politisch bedingten Sonder- 
situation des Zonenrandgebietes können ausnahms- 
weise auch Infrastrukturvorhaben, die über den 
Maßnahmenkatalog des § 1 Abs. 1 GRW hinaus- 
gehen, gefördert werden. 

j In diesem Zusammenhang weist die Bundesregie- 
rung auf das ERP-Programm zur Hebung des Wohn- 
1 und Freizeitwertes von Gemeinden hin, die Schwer- 
I punktorte der Gemeinschaftsaufgabe sind. 


13. Welche objektiven Voraussetzungen muß eine 
Gemeinde im Zonenrandgebiet erfüllen, wenn 
sie im Rahmen eines Regionalen Aktionspro- 
gramms als übergeordneter Schwerpunktort 
oder als Schwerpunktort anerkannt werden 
will? Welche Einspruchsmöglichkeiten besitzt 
eine Gemeinde gegen die Ablehnung ihres 
Antrages? Werden selbständige Randgemein- 
den von übergeordneten Schwerpunktorten 
und Schwerpunktorten in der Förderungsinten- 
sität diesen gleichgestellt? Müssen diese Rand- 
gemeinden mit dem übergeordneten Schwer- 
punktort bzw. dem Schwerpunktort baulich zu- 
sammengewachsen sein? Bis zu welchem Um- 
kreis werden Randgemeinden in die Schwer- 
punktförderung einbezogen? 

Von der Bundesregierung wird nur eine Voraus- 
setzung vorgegeben; Danach müssen im Einzugs- 
bereich eines Schwerpunktortes in der Regel minde- 
stens 20 000 Einwohner leben. Darüber hinaus 
können die Bundesländer weitere Voraussetzungen 
festlegen. 

Jede Gemeinde hat die Einspruchsmöglidikeiten, die 
eine parlamentarische Demokratie bietet. Klagemög- 
lichkeit ist nicht gegeben, da kein Rechtsanspruch 
auf Anerkennung als Schwerpunktort besteht. Die 
Anerkennung einer Gemeinde als Schwerpunktort 
setzt einen Antrag des Landes und die Zustimmung 
durch den Bund und durch mindestens sechs Länder 
im Planungsausschuß voraus. 

Für die Ansiedlung von gewerblichen Produktions- 
betrieben ist geeignetes und ausreichendes Indu- 
striegelände notwendig. Soweit solches Gelände 
innerhalb eines Schwerpunktortes nicht vorhanden 
ist, können die gleichen Förderungspräferenzen auch 
in ausgewählten Randgemeinden gewährt werden. 

Daraus folgt: Schwerpunktort und Randgemeinde 
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müssen dabei nicht baulich zusammengewachsen 
sein, und die Größe des Umkreises ist bei der För- 
derung von Randgemeinden unerheblich. 


14. Welche Folgerungen zieht die Bundesregie- 
rung aus der Veröffentlichung im Raumord- 
nungsbericht 1970, wonach auch in den schwach 
strukturierten Gebieten im Jahre 1980 der 
überwiegende Teil der Bevölkerung in den 
Foigebereichen beschäftigt sein wird? Ist sie 
bereit, die Handwerksförderung durch Be- 
ratungsdienste und durch andere Förderungs- 
einrichtungen, z. B. durch die Förderung der 
elektronischen Datenverarbeitung besonders 
zu verstärken? Welche Überlegungen stellt die 
Bundesregierung an, um die Situation der 
mittelständischen Wirtschaft im Zonenrand- 
gebiet steuerlich zu verbessern? Kann sicher- 
gestellt werden, daß die Bedingungen der 
ERP-Programme bereits jeweils am Jahres- 
anfang in den Kreditinstituten aufliegen? 

Die im Raumordnungsbericht 1970 dargestellte 
Trendprognose der regionalen Entwicklung im Bun- 
desgebiet bis zum Jahre 1980 zeigt, daß sich die 
gesamtwirtschaftlichen Strukturwandlungen ver- 
stärkt fortsetzen werden. Ihr wesentliches Merkmal 
ist die Konzentration der Arbeitsplätze auf die 
Folgebereiche. Während sich noch 1950 die Zahl der 
Arbeitsplätze zu etwa gleichen Teilen auf die Grund- 
bereiche (Landwirtschaft und Industrie) und die 
Folgebereiche verteilte, hat sich seither ein ständi- 
ges Übergewicht der Arbeitsplatzzahlen bei den 
Folgebereichen entwickelt. Die Entwicklung ist trotz 
aller regionaler Strukturunterschiede auch für die 
schwachstrukturierten Gebiete kennzeichnend. Da in 
diesen Gebieten aber noch ein erheblicher Bedarf an 
industriellen Arbeitsplätzen besteht und in Zukunft 
zu erfüllen sein wird, ist hier ein entsprechender 
Anstieg der Arbeitsplatzzahlen in den Folgeberei- 
chen bis 1980 zu erwarten. In schwach strukturierten 
Gebieten wird der Anstieg der Arbeitsplatzzahlen 
in Industrie und Folgebereichen nicht immer aus- 
reichen, die Abnahme der Zahl der Arbeitsplätze in 
Landwirtschaft und standortabhängigen Industrien 
voll auszugleichen. Infolgedessen muß es auch wei- 
terhin Ziel der regionalen Wirtschaftsförderung sein, 
die Zahl der industriellen Arbeitsplätze durch Neu- 
ansiedlungen erheblich zu steigern. Eine wachsende 
Zahl von Arbeitsplätzen in den Folgebereichen - in 
denen die Betriebe auf zentrale Standorte angewie- 
sen sind - erfordert vor allem den Ausbau der Sied- 
lungsstruktur nach zentralörtlichen Prinzipien. Hier- 
für kommen in erster Linie städtebauliche Maßnah- 
men in Frage. Die Bundesregierung bemüht sich, in 
den schwach strukturierten Gebieten auch die Lei- 
stungsfähigkeit der dort ansässigen Unternehmen 
der Handwerkswirtschaft zu verbessern. Sie ist 
überzeugt, diese Bemühungen erfolgreich fördern zu 
können, indem sie den Inhabern der handwerklich 
betriebenen Unternehmen die Möglichkeit zu einer 
umfassenden Information über betriebswirtschaft- 
lich-technische Fortschritte, zur Inanspruchnahme ge- 
bührenfreier oder verbilligter Beratungen und zur 
unternehmerischen Fortbildung bietet. Darüber hin- 


aus werden Anregungen erteilt und Bestrebungen 
des Handwerks unterstützt, deren Ziel es ist, durch 
kooperatives Handeln eine Stärkung der Wettbe- 
werbsstellung zu erlangen. 

Das bereits jetzt etwa 42 betriebswirtschaftliche und 
technische Berater umfassende, aus Gewerbeförde- 
rungsmitteln des Bundes mitfinanzierte, organisa- 
tionseigene Beratungsstellennetz des Handwerks 
soll noch weiter ausgebaut werden. Darüber hinaus 
können Handwerksunternehmen Verbilligungszu- 
schüsse für besonders schwierige oder länger dau- 
ernde Beratungen erhalten, die von freiberuflich 
tätigen Beratern oder Beratungsunternehmen durch- 
geführt werden. Schließlich wird die Bundesregie- 
rung auch den Ausbau des in Straubing/Ndb. ge- 
gründeten handwerkseigenen EDV-Rechenzentrums 
sowie andere der Kooperation dienende Einrichtun- 
gen des Handwerks im Zonenrandgebiet in verstärk- 
tem Maße fördern. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
steuerlichen Förderungsmaßnahmen für Investitio- 
nen im Zonenrandgebiet durch Gewährung von In- 
vestitionszulagen nach § 1 des Investitionszulagen- 
gesetzes und von Sonderabschreibungen nach § 3 
des Zonenrandförderungsgesetzes auch den Belan- 
gen der mittelständischen Wirtschaft im Zonenrand- 
gebiet hinreichend Rechnung tragen. Sie vermag 
deshalb eine Verstärkung der steuerlichen Förde- 
rungsmaßnahmen für Unternehmen der mittelstän- 
dischen Wirtschaft im Zonenrandgebiet nicht zu be- 
fürworten. 

Uber die Bedingungen der ERP-Kreditprogramme 
sind die Kreditinstitute ständig informiert; das An- 
laufen der Kreditaktionen in den einzelnen Jahren 
hängt jedoch von der Verabschiedung des ERP-Wirt- 
schaftsplanes durch die gesetzgebenden Körperschaf- 
ten ab. Dies gilt insbesondere für Programme, bei 
denen auf Grund eines besonderen Bedürfnisses die 
Richtlinien geändert werden müssen und für etwa 
neu vorgesehene Programme. 


15. Wird die Bundesregierung an der Schaffung 
zusätzlicher Arbeitsplätze als dem ausschließ- 
lichen Erweiterungsmerkmal als Förderungs- 
grundlage für Hilfen (neben dem Primäreffekt) 
festhalten, oder ist daran zu denken, nach- 
prüfbare betriebswirtschaftliche Kapazitäts- 
merkmale zur Qualifikation von Erweiterungs- 
investitionen zuzulassen? Bis wann kann mit 
einer Novellierung des Investitionszulagen- 
gesetzes im Blick auf eine größere Rechtssicher- 
heit gerechnet werden? Wird bei der Novel- 
lierung des Investitionszulagengesetzes dafür 
Sorge getragen werden, daß die Nutzung von 
Wohnräumen nicht generell zur Ablehnung 
der Investitionszulage führt, also lediglich für 
einen Teil der Investitionen keine Zulage 
beansprucht werden kann, wenn der Unter- 
nehmer oder Gesellschafter selbst Wohnräume 
nutzt? 

Der Planungsausschuß für regionale Wirtschafts- 
struktur hat im Rahmenplan festgelegt, daß eine Er- 
weiterungsinvestition nur gefördert werden darf, 
wenn dadurch eine angemessene Anzahl neuer 
Arbeitsplätze geschaffen wird. Bei der Bedeutung, 
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welche die Schaffung attraktiver Arbeitsplätze für 
die regionale Wirtschaftspolitik hat, sieht die Bun- 
desregierung keinen Anlaß, im Planungsausschuß 
eine Änderung dieser Regelung anzustreben. 

Die Bundesregierung hat bereits Vorarbeiten zu 
einer Novellierung des Investitionszulagengesetzes 
aufgenommen. Ziel der Novellierung wird u. a. eine 
Verdeutlichung der Anforderungen sein, die an die 
besondere Förderungswürdigkeit von Investitions- 
vorhaben in förderungsbedürftigen Gebieten (§ 1 
Abs. 4 des Investitionszulagengesetzes) gestellt 
werden. 

Im Rahmen der Vorarbeiten zu dieser Novellierung 
wird auch die Behandlung von Gebäuden geprüft 
werden, die neben Räumen, die gewerblichen Zwek- 
ken dienen, auch Wohnräume enthalten. 

Die Bundesregierung ist bemüht, die Novelle zum 
Investitionszulagengesetz so schnell wie möglich 
fertigzustellen. Der derzeitige Stand der Vorarbei- 
ten läßt jedoch noch keine Aussage darüber zu, 
wann mit der Vorlage der Novelle gerechnet wer- 
den kann. 

16. Wird die Bundesregierung weiterhin „gezielten 
Maßnahmen der regionalen Wirtschaftsförde- 
rung" (siehe Antwort auf eine Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Weigl, Hösl, Dr. Warnke 
.... und Genossen — Drucksache VI/545) den 
Vorzug vor Vergünstigungen für die Arbeit- 
nehmerschaft im Zonenrandgebiet geben, oder 
teilt mittlerweile die Bundesregierung folgende 
Feststellung der Regierung der Oberpfalz: „Die 
regionale Wirtschaftsförderung wird auf die 
Dauer dem Sog der Ballungsräume für die 
Grenzlandbevölkerung nicht entgegenwirken 
können, wenn Arbeitnehmer im Zonenrand- 
gebiet keinen finanziellen Ausgleich erhalten."? 
Können folgende Feststellungen aus einem 
Bericht des Arbeitsamtes Weiden als typisch 
für alle Teile des Zonenrandgebietes ange- 
sehen werden; „Ausgehend von der Tatsache, 
daß zwar das Straßennetz im Arbeitsamts- 
bezirk relativ gut durchdacht und ausgebaut 
ist, potentielle Verkehrsträger aber fehlen, da 
nur dicht besiedelte Gebiete ausreichend be- 
dient werden, wurde der Vorschlag der Grün- 
dung eines Verkehrsverbundes lebhaft begrüßt. 
Klarheit bestand vor allem darin, daß, nachdem 
selbst in Ballungszentren solche Unternehmun- 
gen Zuschußbetriebe sind, auch dieser Ver- 
kehrsverbund der finanziellen Unterstützung 
der öffentlichen Hand bedarf, 

Privatinitiative ist im übrigen nicht zu erwar- 
ten, da Investitionszulagen, Investitions- 
zuschüsse und Darlehen für die Anschaffung 
neuer Omnibusse nicht gewährt werden; auch 
fehlt ein Förderungsprogramm für die öffent- 
lichen und privaten Verkehrsträger. 

Als vorläufige Lösung wurde eine Erhöhung 
der Kilometergeldpauschale für Pendler aus 
dem Zonenrandgebiet vorgeschlagen."? Welche 
Folgerungen sind aus diesen Feststellungen zu 
ziehen? Wird die Bundesregierung wenigstens 
den Vorschlag einer Erhöhung der Kilometer- 
geldpauschale ernsthaft für jene Fälle prüfen, 
in denen durch eine Bestätigung der Gemeinde 
nachgewiesen wird, daß ein Arbeitsplatz weder 
durch öffentliche noch durch private Verkehrs- 
träger zeitgerecht erreichbar ist? 

Nach wie vor gibt die Bundesregierung einer akti- 
ven und gezielten Strukturpolitik für das Zonen- 


randgebiet den Vorzug vor der Zahlung staatlicher 
Dauersubventionen an bestimmte Bevölkerungs- 
kreise. Nur so besteht begründete Aussicht, die 
Standortnachteile des Zonenrandgebietes auszu- 
gleichen und die Struktur dieses Raumes nachhaltig 
zu verbessern. Breit gestreute Subventionen sind 
dagegen kein geeignetes Instrument, um dieses Ziel 
zu erreichen; sie bergen vielmehr die Gefahr, die 
notwendige Umstrukturierung veralteter Strukturen 
zu verzögern und damit die Entwicklung des Zonen- 
randgebietes zu hemmen. 

Daß von den Ballungsgebieten eine gewisse Sog- 
wirkung auch auf die ländliche Bevölkerung des 
Zonenrandgebietes ausgeht, ist nicht zu bestreiten. 
Es handelt sich hierbei jedoch um eine Erscheinung, 
die keineswegs zonenrandtypisch ist. Die Bundes- 
regierung versucht, dieser Entwicklung nach Kräften 
entgegenzuwirken: 

— durch die Förderung der Wirtschaft im Zonen- 
randgebiet, die im Rahmen der Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" und in den einschlägigen ERP- 
Programmen mit besonderen Prioritäten ausge- 
stattet ist, und durch Frachthilfen, Bevorzugung 
bei der Vergabe öffentlicher Aufträge etc. noch 
verstärkt wird; 

— durch eine Vielzahl von anderen Förderungsmaß- 
nahmen auf dem Gebiet der sozialen und kul- 
turellen Infrastruktur und beim Wohnungsbau. 
Die Mittelansätze für diese Programme der 
Zonenrandförderung außerhalb der Wirtschafts- 
förderung wurden 1971 um 80 Mio DM auf rd. 
135 Mio DM erhöht. Sie werden auch in Zukunft 
zur Verfügung stehen. 

Mit Hilfe dieser Förderungsmaßnahmen wird auch 
die Infrastruktur des Zonenrandgebietes grund- 
legend verbessert; der Wohn- und Freizeitwert wird 
dadurch auch außerhalb der Ballungsgebiete plan- 
mäßig erhöht werden. Die Bundesregierung ist der 
Überzeugung, mit dieser Politik allen Bevölkerungs- 
schichten im Zonenrandgebiet besser und nachhalti- 
ger helfen zu können, als durch die Gewährung von 
Dauersubventionen wie Pendlerzulagen, Arbeitneh- 
merfreibeträgen und Erhöhung der Kilometergeld- 
pauschalen. Solche Vergünstigungen sind nicht nur 
ohne jeden strukturverbessernden Effekt, ihre Aus- 
wirkungen sind auch für den Einzelnen in der Regel 
kaum spürbar. So gewähren heute schon viele Fir- 
men im Zonenrandgebiet ihren Arbeitnehmern 
Fahrkostenzuschüsse oder andere Vergünstigungen, 
mit deren Wegfall bei entsprechenden staatlichen 
Hilfen zu rechnen wäre. 


17. Wie gedenkt die Bundesregierung zu ver- 
hindern, daß § 4 des Zonenrandförderungs- 
gesetzes, wonach der Ausbau des Bundesver- 
kehrswegenetzes im Zonenrandgebiet bevor- 
zugt gefördert werden soll, weiterhin bloßer 
Programmsatz ohne zusätzliche Finanzmittel 
bleibt, so daß der für die Entwicklung und 
Erschließung hier besonders notwendige Ver- 
kehrsausbau immer stärker hinter den regio- 
nalpolitischen Notwendigkeiten zurückbleibt? 
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Die Bundesverkehrswegeplanung hat im Hinblick 
auf das Zonenrandgebiet besondere Aufgaben zu er- 
füllen. Dabei geht es sowohl um die innere Er- 
schließung, als auch um die Anbindung an das übrige 
Bundesgebiet, vor allem an die Wirtschaftszentren 
und die Seehäfen. 

Der Bund hat sich stets bemüht, diesen besonderen 
Aufgaben des Verkehrswegebaus für das Zonen- 
randgebiet nachzukommen. § 4 des Zonenrandförde- 
rungsgesetzes bringt daher im Investitionsbereich 
im Gegensatz zu einigen anderen Bestimmungen des 
Gesetzes nur insoweit eine Neuerung, als er die - 
bisher auch schon erfüllte - Pflicht zur bevorzugten 
Förderung auf eine gesetzliche Grundlage stellt und 
damit diese Förderung auch für die Zukunft sichert. 

Der Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen für die 
Jahre 1971 bis 1985 berücksichtigt bereits in seiner 
Planungssystematik die Verpflichtung, das Zonen- 
randgebiet bevorzugt zu fördern. Das gleiche gilt 
für die Grundsätze, nach denen die Reihenfolge der 
Durchführung des Planes bestimmt wird (Dringlich- 
keitsreihung). 

Die aufgrund dieser Planung bevorzugt durchzu- 
führenden Straßenbauten werden aus den vorhan- 
denen Straßenbaumitteln bevorzugt finanziert. Eine 
darüber noch hinausgehende zusätzliche Finanzie- 
rung ist bei der Knappheit der zur Verfügung 
stehenden Mittel nicht möglich. Die Bundesregierung 
teilt nicht die Auffassung, daß der Verkehrsaus- 
bau im Zonenrandgebiet immer stärker hinter den 
regionalpolitischen Notwendigkeiten zurückbleibt. 
Als Beispiele für Straßenbauvorhaben, die voraus- 
sichtlich bis 1975 vollendet sein werden und für die 
Entwicklung und Erschließung des Zonenrandgebiets 
auch regionalpolitisch von großer Bedeutung sind, 
seien genannt: 

BAB Hamburg- Teilstrecke vom Raum Kalten- 
Flensburg- kirchen bis Schleswig-Kiel 
Kiel 
B 503 

B 490 

B 3/7 

B 2/28 


B 27 

B 7 

B 254 

BAB 

B 4 

B 15 

B 15 

B 8/388 


Neubau der Holtenauer Hoch- 
brücke mit Straßenanschlüssen 
Vierspuriger Ausbau zwischen 
Wartjenstedt und Braunschweig 
Ortsumgehung Göttingen 
Verlegung Mörse-Tappenbeck 
(B 188) einschl. Knotenpunkt bei 
Mörse 

Verlegung der Bundesstraße bei 
Asmushausen 

Verlegung der Bundesstraße in 

Hessisch-Lichtenau 

Ausbau der Bundesstraße zwischen 

Fulda und Großenlüder 

Neubau der Bundesautobahnen 

Regensburg-Pfreimd 

Verlegung der Bundesstraße in 

Coburg 

Verlegung der Bundesstraße bei 
Selb 

Westumgehung Weiden 
Ausbau in Passau 


Der Anbindung des Zonenrandgebiets an die Wirt- 
schaftszentren im übrigen Bundesgebiet dienen u. a. 
folgende Vorhaben, die, sofern sie nicht unmittelbar 
vor der Fertigstellung stehen, voraussichtlich eben- 
falls bis 1975 dem Verkehr übergeben werden: 

BAB Neubau der Bundesautobahn 

Ruhrgebiet-Kassel 

BAB Neubau der Bundesautobahn 

Würzburg-Heilbronn 
Nürnberg- Ansbach-Heilbronn 
Regensburg-Passau (-Linz) 

Die Deutsche Bundesbahn hat bei ihren Investitio- 
nen das Zonenrandgebiet bisher schon besonders be- 
rücksichtigt. So wurden in den Jahren 1969 bis 1971 
in dem Bereich der im Zonenrandgebiet gelegenen 
Bundesbahndirektionen Investitionen in Höhe von 
rd. 340 Mio DM getätigt; in den nächsten Jahren 
wird sich das Volumen weiter erhöhen. 

Die Deutsche Bundesbahn ist durch das Bundesbahn- 
gesetz verpflichtet, ihren Betrieb nach kaufmänni- 
schen Grundsätzen zu führen. Die betriebswirtschaft- 
lichen Notwendigkeiten lassen leider auch im 
Zonenrandgebiet nicht auf allen Strecken eine Auf- 
rechterhaltung des Schienenverkehrs zu. 

Die Bundesregierung hat sich die Entscheidung über 
Stillegungsanträge der DB für das Zonenrandgebiet 
selbst Vorbehalten, um neben betriebs- und volks- 
wirtschaftlichen Überlegungen auch die besonderen 
politischen Gegebenheiten dieses Gebiets besonders 
berücksichtigen zu können. 

Im Zuge dieses besonderen Verfahrens wurde der 
DB seit 1968 unter Gewährung von Ausgleichszah- 
lungen die Genehmigung zur Stillegung von 6 Strek- 
ken bzw. Streckenabschnitten versagt. Es sind dies: 
Erlau-Obernzell, Wanfried-Heldra, Breitengüßbach- 
Dietersdorf, Celle-Gifhorn-Stadt, Nienhagen-Wath- 
lingen, Lüchow-Dannenberg. 

Auch im Bereich der Bundeswasserstraßen werden 
die Belange des Zonenrandgebietes besonders be- 
rücksichtigt. So wird bis 1976 der Elbe-Seitenkanal 
fertiggestellt und zum Herbst 1972 der Abschnitt 
Bamberg-Nürnberg der Rhein-Main-Donau-Groß- 
sdiiffahrtstraße vollendet sein. Der Mittellandkanal 
soll innerhalb der nächsten 3 Jahre weiter moderni- 
siert und für das 1350 t-Europaschiff ausgebaut wer- 
den. Zur Förderung des Ostseehafens Lübeck wird 
schließlich die Zufahrt auf der unteren Trave bis 
1976 auf 9,5 m vertieft. Am Nord-Ostsee-Kanal wird 
ein umfangreiches Programm zur Sicherung des 
Kanalbettes durchgeführt. 


18. Kann eine Erstattung des Gewerbesteueraus- 
falles der Gemeinden aufgrund von Grenzland- 
sonderabschreibungen durch die Bundesregie- 
rung in Erwägung gezogen werden? Bis wann 
ist mit einer Neuabgrenzung des Zonenrand- 
gebietes zu rechnen, damit Gemeinden oder 
Gemeindeteile, die im Rahmen der Gebiets- 
und Verwaltungsreform in Gemeinden außer- 
halb des Zonenrandgebietes aufgehen, weiter- 
hin die bisherige Förderung erhalten können? 
Wird die Bundesregierung Gemeinden, die als 
Folgemaßnahme von Industrieansiedlungen 
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den Wohnungsbau fördern müssen, günstige 
Baulandbeschaffungs- und Ersdiließungsdar- 
lehen zur Verfügung stellen? 

Soweit den Gemeinden aufgrund von Grenzland- 
sonderabschreibungen Mindereinnahmen entstehen, 
ist es allein Sache der Lander, diese im Rahmen des 
kommunalen Finanzausgleichs auszugleichen. Ein 
Ausgleich regional beschränkter Gewerbesteueraus- 
fälle durch den Bund ist aus verfassungsrechtlichen 
Gründen nicht möglich. 

Zonenrandgemeinden oder Teile von ihnen verlie- 
ren ihre bisherigen besonderen Förderungspräferen- 
zen nicht, wenn sie im Zuge von Gebiets- und Ver- 
waltungsreformen in Gemeinden außerhalb des 
Zonenrandgebietes eingegliedert werden. Dies er- 
gibt sich eindeutig aus § 9 des Gesetzes zur Förde- 
rung des Zonenrandgebietes vom 5. August 1971, 
wonach als Zonenrandgebiet die Gebiete gelten, die 
am 1. Januar 1971 zu den in der Anlage zum Gesetz 
genannten Stadt- und Landkreisen gehörten. Damit 
ist der Umfang des Zonenrandgebietes ohne Rück- 
sicht auf inzwischen durchgeführte oder noch bevor- 
stehende Gebietsreformen gesetzlich festgelegt wor- 
den. Die Vorschrift bedeutet zugleich eine Besitz- 
standswahrung für alle Gemeinden, die am 1. Ja- 
nuar 1971 im Zonenrandgebiet lagen. 

Eine Neuabgrenzung erscheint unter diesen Um- 
ständen nicht erforderlich. Sie könnte im übrigen nur 
durch den Bundesgesetzgeber erfolgen. 

Baulandbeschaffung und Erschließungsdarlehen im 
Gefolge von Industrieansiedlungen für den Woh- 
nungsbau gibt es nach Städtebauförderungsgesetz 
nicht unmittelbar. 

In förmlich festgelegten Sanierungs- und Entwick- 
lungsgebieten gehört der vorbereitende Grund- 
stückserwerb (§ 40 Abs. 3, § 58 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes zu den förderungsfähigen Kosten. Die 
Erschließungskosten mit Ausnahme der Kosten, die 
nach § 128 Abs. 3 Städtebauförderungsgesetz nicht 
zum beitragsfähigen Erschließungsaufwand gehören, 
sind als Kosten der Ordnungsmaßnahmen bei Sanie- 
rungen förderungsfähig (§ 6 Abs. 7, § 12 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 1 und § 41 Abs. 3 Nr. 2 des Städtebauför- 
derungsgesetzes); in förmlich festgelegten Entwick- 
lungsbereichen ist darüber hinaus auch die soge- 
nannte äußere Erschließung förderungsfähig (vgl. 
§ 58 des Städtebauförderungsgesetzes). 

Uber Kredite nach dem Städtebauförderungsgesetz 
hinaus besteht für den Bund keine Möglichkeit, Kre- 
dite zu gewähren. Nach den Richtlinien über die 
Verbilligung von Krediten zur Baulandbeschaffung 
und -erschließung vom 15. Februar 1966 können je- 
doch Heimstättengesellschaften und andere geeig- 
nete wohnungs wirtschaftliche Unternehmen der- 
artige Kredite in Anspruch nehmen, wenn sie selbst 
Wohnungsbaumaßnahmen durchführen. 


19. Inwieweit werden die Strukturverbesserungs- 
maßnahmen des Bundes im Rahmen der regio- 
nalen Aktionsprogramme durch flankierende 
Wohnungsbaumaßnahmen für das Zonenrand- 
gebiet, z. B. durch das Regionalprogramm, ab- 


gesichert? Wird die Bundesanstalt für Arbeit 
gebeten werden, auch im Jahre 1972 aus- 
reichende Mittel zur Förderung des Wohnungs- 
baues für Arbeitnehmer im Zonenrandgebiet 
zur Verfügung zu stellen? Kann der Bund Zu- 
satzdarlehen für den Eigenheimbau von Lehr- 
kräften und anderen Fachleuten zur Verfügung 
stellen, damit auf diese Weise die Fluktuation 
bei Lehrern etc, eingeschränkt werden kann? 
Welche städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen 
nach § 1 Abs. 2 Städtebauförderungsgesetz 
werden im Haushaltsjahr 1972 im Zonenrand- 
gebiet gefördert? 

Die Strukturverbesserungsmaßnahmen des Bundes 
im Rahmen der Regionalen Aktionsprogramme wer- 
den vor allem durch das Regionalprogramm im 
langfristigen Wohnungsbauprogramm abgesichert. 
Die Richtlinien für den Einsatz von Aufwendungs- 
darlehen im Regionalprogramm des langfristigen 
Wohnungsbauprogramms vom 23. Juli 1971 bestim- 
men ausdrücklich, daß Förderungsgebiete insbeson- 
dere sind: 

„Entwicklungsschwerpunkte in wirtschaftlich schwa- 
chen Gebieten oder solchen mit einseitiger Wirt- 
schaftsstruktur (Zonenrandgebiete, Bundesausbauge- 
biete und Bundesausbauorte); insbesondere sollen 
Strukturverbesserungsmaßnahmen des Bundes im 
Rahmen der „Regionalen Aktionsprogramme" durch 
flankierende Wohnungsbaumaßnahmen unterstützt 
werden". 

Ob der Bundesanstalt für Arbeit auch im Jahre 1972 
eine Förderung des Wohungsbaus für Arbeitnehmer 
im Zonenrandgebiet möglich sein wird, unterliegt 
zunächst der Entscheidung ihrer Selbstverwaltungs- 
gremien. 

Mit den dem Bundesministerium für Städtebau und 
Wohnungswesen zur Verfügung stehenden Mitteln 
können bestimmte Sonderprogramme für sozial 
schwache Personenkreise gefördert werden. Das 
Einkommen eines Lehrers übersteigt aber in der 
Regel die Einkommensgrenze, die für den Haushalts- 
vorstand 12 000 DM und für jeden Familienangehöri- 
gen zusätzlich 3 000 DM pro Jahr beträgt. Eine För- 
derung ist jedoch über das Regionalprogramm mög- 
lich, das eine Überschreitung der Einkommensgren- 
zen um 40 ^/o zuläßt. 

Das Bundesprogramm 1972 gemäß § 72 Abs. 3 Sätze 
3 und 4 des Städtebauförderungsgesetzes wurde mit 
den Ministern und Senatoren der Länder am 9. Juni 
1972 abschließend beraten und beschlossen. 


20. Wird die Bundesregierung die Mittel zur 
Spitzenfinanzierung des Baues von Turn- und 
Sportgeräten im Zonenrandgebiet erhöhen? 
Wie groß ist der unerledigte Zusdiußbedarf für 
Turn- und Sportstätten aus den Anträgen des 
Jahres 1971? 

Für den Bau von Turn- und Sportstätten wurden von 
1962 bis 1971 Bundesmittel in Höhe von rd. 61 Mio 
DM zur Verfügung gestellt. Zusätzlich wurde 1971 
zur verstärkten Förderung des Zonenrandgebietes 
im Rahmen des Zonenrandförderungsgesetzes ein 
Betrag von 7 Mio DM bereitgestellt und restlos ver- 
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ausgabt. Künftig sind jährlich 16 Mio DM für den 
Bau von Turn- und Sportstätten im Zonenrandgebiet 
vorgesehen. 

Jedem Bundesland wird jährlich der zur Verfügung 
stehende Betrag an Bundesmitteln in einer sog. 
Landesquote bekanntgegeben. Bis zur Höhe dieser 
Quote schlagen die Länder Objekte für einen Bun- 
deszuschuß vor. Aus diesem Grunde ist der unerle- 
digte Zuschußbedarf in den Zonenrandländern nicht 
bekannt. 


21. Können die Standortnachteile der Landwirt- 
schaft im Zonenrandgebiet wenigstens teil- 
weise durch erhöhte Frachthilfen, z. B. durch 
eine Einbeziehung der Kartoffeledelerzeug- 
nisse, von Milchlieferungen aus dem ostbaye- 
rischen Zonenrandgebiet nach Berlin usw. aus- 
geglichen werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, den Kartoffel- 
gemeinschaftsbrennereien im Zonenrandgebiet 
als Ausgleich für die ungnüstigen Produktions- 
grundlagen und die Stangortferne ein beson- 
deres Überbrandkontingent einzuräumen? 
Können beim Einzelbetrieblichen Förderungs- 
programm höhere Beihilfen bzw. günstigere 
Darlehen zur Stabilisierung existenzfähiger 
Betriebe der Landwirtschaft im Zonenrand- 
gebiet gewährt werden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Flurbereinigungsämter im Zonenrandgebiet die 
größten Schwierigkeiten haben, weil die Be- 
grenzung der Beihilfefähigkeit auf 75 000 DM 
je Kilometer für die Befestigung von Wegen 
den Verhältnissen nicht mehr gerecht wird? 
Wann werden die auf 2500 DM je ha be- 
arbeiteter Fläche begrenzten Ausführungs- 
kosten im Flurbereinigungsverfahren der tat- 
sächlichen Entwicklung im Zonenrandgebiet 
angepaßt? 

Die Frachthilfe im Zonenrandgebiet ist eine Hilfe für 
Betriebe im Zonenrandgebiet, die durch die Zonen- 
grenzziehung weitestgehend ihre Absatz- bzw. Be- 
zugsgebiete verloren haben. Ihnen wird nun ein teil- 
weiser Frachtausgleich für die Mehrkosten gewährt, 
die durch den Versand oder Empfang der Güter in 
weiter entfernten Absatz- oder Bezugsgebieten ent- 
stehen. 

An landwirtschaftliche Betriebe zahlte der Berliner 
Senat bis zum 31. Dezember 1971 eine Frachtstüt- 
zung in Höhe von 3,5 DPf/kg aus den Globalzuwen- 
dungen des Bundes an die Molkereizentrale Berlin 
für aus dem Bundesgebiet bezogene Milch. Die 
Frachtstützung war notwendig, um bei den gebun- 
denen Verbraucherpreisen einen im wesentlichen 
einheitlichen Preis für Trinkmilch in der Bundes- 
republik und in Berlin festsetzen zu können. Nach 
der Aufhebung der Preisbindung für Trinkmilch auf 
Verbraucherebene hat der Berliner Senat die Fracht- 
stützung eingestellt, weil sie nach seiner Ansicht 
nicht mehr berechtigt gewesen ist. 

Für Kartoffelgemeinschaftsbrennereien bringt die 
Standortferne keine Nachteile. Die Bundesmonopol- 
verwaltung ist verpflichtet, den innerhalb des Brenn- 
rechts erzeugten Branntwein zu einem kostendek- 
kenden Übernahmepreis abzunehmen. Die Versand- 
gefäße werden unentgeltlich gestellt, die Fracht- 


kosten für die Versendung des Branntweins werden 
ab Brennerei von der Bundesmonopolverwaltung 
getragen. 

Kartoffelgemeinschaftsbrennereien dürfen nur die 
von ihren Mitgliedsbetrieben selbstgewonnenen 
Kartoffeln verarbeiten; es kann also nicht von im 
Zonenrandgebiet besonders ungünstigen Produk- 
tionsgrundlagen gesprochen werden. Die Einräu- 
mung eines besonderen Uberbrandkontingents für 
Kartoffelgemeinschaftsbrennereien im Zonenrandge- 
biet würde im übrigen zu zahlreichen Berufungen 
führen, da diese Brennereien ihrer Natur nach viel- 
fach in abgelegenen ländlichen Gegenden angesie- 
delt sind. 

Gemäß den Richtlinien für die Förderung von einzel- 
betrieblichen Investitionen für die Land- und Forst- 
wirtschaft vom 1. Januar 1971 ist es nicht möglich, 
Landwirten im Zonenrandgebiet höhere Beihilfen 
oder günstigere Darlehen zu gewähren. Lediglich 
Grünland- und Futterbaubetrieben werden unter be- 
stimmten Voraussetzungen höhere Beihilfen und 
Darlehen gewährt, unabhängig davon, ob sie im 
Zonenrandgebiet liegen oder nicht. Eine Richtlinien- 
änderung ist im Hinblick auf eine besondere Förde- 
rung im Zonenrandgebiet weder geplant noch von 
den Ländern gefordert worden. 

Der Höchstsatz für den Ausbau der Wirtschaftswege 
in der Flurbereinigung mit schwerer Befestigung 
(Richtlinien für den landwirtschaftlichen Wegebau 
RLW, 1965, Abschnitt 7.101) ist zur Angleichung an 
die Kostenentwicklung auf dem Bausektor letztmals 
mit Erlaß des Bundesministers für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten vom 26. Mai 1970 - IV B 2 - 
4864-17/70 auf 75 000 DM je km festgesetzt worden. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß dieser Satz - 
insbesondere in Gebirgslagen - nicht immer einge- 
halten werden kann. Ziffer I e der Richtlinien zur 
Ergänzung der Richtlinien für die Verwendung der 
Bundeshaushaltsmittel zur Förderung der Flurberei- 
nigung vom 12. Mai 1958 des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten vom 
14. November 1967 - IV B 4 - 4864-58/67 - sieht je- 
doch vor, daß in besonders begründeten Ausnahme- 
fällen eine Überschreitung des obengenannten 
Höchstsatzes zugelassen werden kann. Im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes", deren erster 
Rahmenplan am 1. Januar 1973 zur Durchführung ge- 
langt, entfällt die Begrenzung der Beihilfefähigkeit 
für die Kosten der Befestigung von Wirtschafts- 
wegen. 

Ebenfalls ab 1. Januar werden die Ausführungs- 
kosten in Flurbereinigungsverfahren in Höhe von 
3200 DM je ha bearbeiteter Fläche als zuschuß- 
fähig anerkannt. Dieser Höchstsatz ist nur im Lan- 
desdurchschnitt einzuhalten, kann also im Einzelfall 
überschritten werden. 


22. Kann die Bundesregierung bestätigen, daß das 
Durchschnittsalter der Arzte im Zonenrand- 
gebiet weit über dem Bundesdurchschnitt liegt? 
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Wie kann eine ausreichende ärztliche Ver- 
sorgung auf die Dauer gewährleistet werden? 


Das Durchschnittsalter der Arzte im Zonenrandge- 
biet ist in der nachstehenden Tabelle dem Alter der 
Arzte im Bundesdurchschnitt gegenübergestellt: 



Allge- 

mein- 

ärzte 

Fach- 

ärzte 

Ärzte 

insges. 

Bemer- 

kungen 

Zonenrandgebiet 

Schleswig- 

Holstein 

56 J. 

51,6 J.i) 


Stand 
1.4. 72 

Zonenrandgebiet 

Niedersachsen 

58 J. 

55 J. 

57 J. 

Stand 

1.4.72 

Zonenrandgebiet 

Hessen 

53 J. 

52 J. 

52 J. 

Stand 

1.9.71 

Zonenrandgebiet 

Bayern 

Bundes- 

durchschnitt 

57 J. 

54 J. 

56 J. 

Stand 

1.9.70 


1) aus 11 Kreisen 

-) keine Angaben vorhanden 

Aufgrund dieser Angaben kann die Bundesregie- 
rung nicht bestätigen, daß das Durchschnittsalter der 
Arzte im Zonenrandgebiet über dem Bundesdurch- 
schnitt liegt. 

Zur Frage der Gewährleistung einer aursreichenden 
ärztlichen Versorgung auf die Dauer im Zonenrand- 
gebiet wird die Bundesregierung in ihrer Antwort 
auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Weigl, 
Röhner, Dr. Jobst, Dr. Fuchs, Niegel und Genossen 
betr. Arzteversorgung in den Zonenrandgebieten 
(Drucksache VI/3431) Stellung nehmen. 


23. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die vor- 
handene hohe Arbeitslosigkeit im Zonenrand- 
gebiet des Bayerischen Waldes mit darauf zu- 
rückzuführen ist, daß entgegen der bisherigen 
Übung die Bundesregierung einen Teil der 
Mittel des Regionalen Förcierungsprogramms 
1971 gesperrt hat und daß das Land Bayern 
durch die binnenwirtschaftlichen Maßnahmen 
der Bundesregierung im Jahre 1971 neben Zu- 
führungen zur Konjunkturausgleichsrücklage 
und zeitlichen Zurückstellungen bei der In- 
anspruchnahme von Verpflichtungsermächti- 
gungen auch zu einer Verminderung der 
Kreditaufnahme gezwungen wurde, was dazu 
führte, daß im bayerischen Zonenrandgebiet 
12,6 Millionen DM für Maßnahmen des Stra- 
ßen- und Brückenbaus und 7,3 Millionen DM 
für Maßnahmen der Wasserwirtschaft gesperrt 
werden mußten? 


Wird die Bundesregierung in der Zukunft eine 
den regionalen Notwendigkeiten gerecht wer- 
dende Konjunkturpolitik betreiben? Können 
zusätzliche Mittel, z. B. der Europäischen Inve- 
stitionsbank, für das Zonenrancigebiet flüssig 
gemacht werden? 

Der Anteil Bayerns, der für alle dortigen Förder- 
gebiete im Rahmen des Regionalen Förderungspro- 
gramms 1971 zeitweilig gesperrt blieb, betrug 
5,05 Mio DM. Der Betrag wurde am 10. Dezember 
1971 nach Aufhebung der Sperre zugewiesen. Die 
zeitweilige Sperre dieses relativ kleinen Betrages - 
die gesamte Quote betrug 69,05 Mio DM - hat keine 
Schwierigkeiten hervorgerufen. Tatsächlich stellt die 
Bayerische Staatsregierung heute noch Anträge im 
Rahmen der obengenannten 5,05 Mio DM. Wenn 
dieser Betrag dringlich zur Behebung von Notstän- 
! den benötigt worden wäre, hätte über ihn bereits in 
den ersten Wochen des Jahres 1972 verfügt werden 
können. 

Im übrigen hat der Freistaat Bayern seine freiwillige 
Konjunkturausgleichsrücklage erst im Januar 1972 
gebildet und sie kurz darauf, im März 1972, bereits 
wieder aufgelöst. 

Die Bundesregierung hat bei ihren konjunkturpoli- 
' tischen Maßnahmen den Belangen der struktur- 
schwächeren Gebiete stets besondere Beachtung ge- 
schenkt. Die starke regionalpolitische Akzentuie- 
rung der Konjunkturprogramme 1967 sowie die fast 
vollständige Schonung der regionalen Förderungs- 
mittel bei den konjunkturpolitischen Haushalts- 
sperren der letzten Jahre bieten hierfür eindrucks- 
volle Beispiele. So liefen auch die Sonderabschrei- 
bungen im Zonenrandgebiet 1970/71 weiter, als die 
degressive Abschreibung aus konjunkturellen Grün- 
den ausgesetzt wurde. Die Bundesregierung sieht 
keine Veranlassung, von den von ihr beschlossenen 
: und im Konjunkturrat für die öffentliche Hand ge- 
billigten „Grundsätzen für die Abstimmung der För- 
derungsmaßnahmen des Bundes, der Länder und Ge- 
meinden in der regionalen und sektoralen Struktur- 
' Politik" abzugehen. Sie wird an diesen bewährten, 
j einvernehmlich konzipierten Grundsätzen auch in 
Zukunft festhalten. 

: Die Europäische Investitionsbank kann die Finanzie- 
rung von Vorhaben zur Erschließung von weniger 
entwickelten Gebieten durch Gewährung von Dar- 
lehen und Bürgschaften zu banküblichen Bedingun- 
■ gen erleichtern. 


In Vertretung 

Dr. Rohwedder 
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